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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: OECD erzielt Einigung auf Arbeitsebene bei internationaler Steuerreform 
 
Die OECD hat am 1. Juli 2021 auf Arbeitsebene eine breite Einigung auf faire 
Verteilrechte und einen einheitlichen Mindeststeuersatz von mindestens 15 
Prozent erzielt. 

Im Auftrag der G20 hat die OECD ein sog. Zwei-Säulen-Konzept erarbeitet, um 
die steuerlichen Herausforderungen der digitalisierten Wirtschaft zu lösen. Daran 
arbeiten 139 Staaten mit. Bislang haben allerdings nur 130 Staaten zugestimmt. 
Auch die Zustimmung einiger EU-Staaten steht noch aus. 

Siehe dazu auch unseren TP Perspectives – Newsflash. 

Säule 1 – faire internationale Verteilung der Steuern 

Unter Säule 1 haben die Staaten ein neuartiges System der Zuordnung 
internationaler Besteuerungsrechte entwickelt. Durch die Schaffung neuer 
Anknüpfungspunkte sollen tendenziell die Besteuerungsrechte vom Ort der 
Produktion dahin gelenkt werden, wo die Produkte vermarktet werden. Dazu soll 
ein Anteil des Gewinns einer Unternehmensgruppe oder Geschäftssparte den 
Staaten mittels einer Formel zugeteilt werden. Dabei kommt es nicht darauf an, 
ob das Unternehmen in dem Staat einen Sitz hat. 

Das übergeordnete Ziel von Säule 1 soll die Stabilität der internationalen 
Steuerrechtsordnung sein. Denn sollte es nicht gelingen, eine tragfähige und 
international abgestimmte Lösung zu Säule 1 zu verabschieden, drohen nach 
Auffassung des BMF weitere Staaten eigene Digitalsteuern zu erheben. Dies 
würde bei allen Beteiligten zu Rechtsunsicherheit führen. Deutschland habe sich 
daher sehr intensiv für einen Konsens bei Säule 1 eingesetzt. 

Die Säule 1 soll auf multinationale Unternehmen mit Umsätzen von mehr als 20 
Milliarden Euro und einer Profitabilität von mehr als 10% Anwendung finden. 

Säule 2 – globale effektive Mindestbesteuerung 

Säule 2 beinhaltet den Vorschlag einer globalen effektiven Mindestbesteuerung. 
Dabei ist ein effektiver Steuersatz von mindestens 15 Prozent vorgesehen. 

Das Grundprinzip einer globalen effektiven Mindestbesteuerung ist 
vergleichsweise einfach: Alle Staaten einigen sich auf ein weltweit gültiges 
Mindestniveau der Besteuerung. Dabei wird keinem Staat vorgeschrieben, 
welcher Steuersatz in seinem Land gelten soll. Gleichzeitig soll Staaten mit einem 
höheren Besteuerungsniveau die Möglichkeit gegeben werden, auf die sehr 
niedrigen Steuersätze anderer Staaten zu reagieren (z.B. durch 
Nachversteuerung von ins Ausland verschobenen Gewinnen oder durch 
Versagung des steuerlichen Betriebsausgabenabzugs). Die Höhe der 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/07/06/tp-perspectives-newsflash-06-juli-2021/
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Besteuerung richtet sich dabei nach der Differenz zwischen der tatsächlichen 
Besteuerung im anderen Land und dem vereinbarten Mindeststeuersatz. 

Insgesamt führt dieser Ansatz nach Auffassung des BMF zu mehr 
Steuergerechtigkeit auf internationaler Ebene. Zudem begegne die globale 
effektive Mindestbesteuerung wirksam den Problemen bei der Besteuerung, die 
sich aus der Digitalisierung und der Möglichkeit der Verlagerung immaterieller 
Werte ergeben. 

Säule 2 soll auf multinationale Unternehmen Anwendung finden, die Umsätze von 
mehr als 750 Millionen Euro erzielen. 

Detaillierte Informationen zu den beiden Säulen finden Sie in den FAQ zur 
globalen Mindestbesteuerung des BMF. 

Die fehlenden technischen Arbeiten an dem Zwei-Säulen-Konzept sollen laut 
OECD bis zum Oktober 2021 erfolgen, siehe auch die Pressemitteilung der 
OECD. Ziel ist es, das Konzept bereits im Jahr 2023 umzusetzen. 

Für die EU wird die Umsetzung in Form einer Richtlinie angestrebt. 

Fundstelle 

Pressemitteilung des BMF vom 01. Juli 2021. 

 
BMF: Wegfall der Kleinsendungsfreigrenze 
 
Das Bundesministerium der Finanzen hat am 30. Juni 2021 auf seiner Homepage 
Hinweise zum Wegfall der Kleinsendungsfreigrenze veröffentlicht. 

Zum 1. Juli 2021 treten die Änderungen im Zusammenhang mit der zweiten Stufe 
des Mehrwertsteuer-Digitalpakets in Kraft. Durch diese neuen Vorschriften 
verändern sich insbesondere die umsatzsteuerlichen Rahmenbedingungen für 
den Online-Handel. 

Im Bereich der Zollverwaltung entfällt dabei ab dem 1. Juli 2021 die Befreiung von 
der Einfuhrumsatzsteuer für Waren in kommerziellen Kleinsendungen mit einem 
Wert bis zu 22 Euro. Bisher mussten Unternehmen von außerhalb der EU bei 
Sendungen mit einem Wert bis zu 22 Euro keine Umsatzsteuer in Rechnung 
stellen. 

Daher müssen ab dem 1. Juli 2021 grundsätzlich für alle Sendungen aus einem 
Drittland Zollanmeldungen abgegeben werden. Diese Aufgabe übernimmt in den 
meisten Fällen der Beförderer der Waren, also der zuständige 
Post- bzw. Kurierdienst oder der Onlinehändler selbst. Diese zahlen die fälligen 
Abgaben in der Regel unmittelbar an die Zoll- bzw. Steuerverwaltung. Für diese 
Serviceleistung erheben die Post- bzw. Kurierdienste meist eine 
Servicepauschale. Ob und in welcher Höhe eine Servicepauschale verlangt wird, 
obliegt den Post- bzw. Kurierdiensten. 

Bei einem Sendungswert bis 150 Euro ist die Einfuhr weiterhin zollfrei. Diese 
bisherige Wertgrenze von 150 Euro bleibt also auch nach dem 1. Juli 2021 
bestehen. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/faq-globale-mindestbesteuerung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/faq-globale-mindestbesteuerung.html
https://www.oecd.org/newsroom/130-countries-and-jurisdictions-join-bold-new-framework-for-international-tax-reform.htm
https://www.oecd.org/newsroom/130-countries-and-jurisdictions-join-bold-new-framework-for-international-tax-reform.htm
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/BEPS/schaedlichen-steuerwettbewerb-bekaempfen.html?cms_pk_kwd=01.07.2021_Sch%C3%A4dlichen+Steuerwettbewerb+bek%C3%A4mpfen&cms_pk_campaign=Newsletter-01.07.2021
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/E/022_Einfuhrumsatzsteuer.html?view=renderHelp
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/E/euro.html?view=renderHelp
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Weitere Informationen finden Sie auf den Internetseiten des Zolls. 

Bei Fernverkäufen von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Waren kann ab 
dem 1. Juli 2021 das sog. Import-One-Stop-Shop-Verfahren angewandt werden. 
Dies gilt für Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 150 Euro. 
Informationen hierzu erhalten Sie auf den Internetseiten des Bundeszentralamts 
für Steuern. 

Fundstelle 

Homepage des BMF. 

  

https://www.zoll.de/SharedDocs/Fachmeldungen/Aktuelle-Einzelmeldungen/2021/azr_privatpersonen_ecommerce.html
https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Umsatzsteuer/ImportOneStopShop/importonestopshop_node.html
https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Umsatzsteuer/ImportOneStopShop/importonestopshop_node.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Zoll/neuerungen-einfuhr-umsatzsteuerrecht-1-juli.html?cms_pk_kwd=30.06.2021_Neuerungen+im+Einfuhr-+Umsatzsteuerrecht+zum+1+Juli+2021+Wegfall+der+Kleinsendungsfreigrenze&cms_pk_campaign=Newsletter-30.06.2021
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 08. Juli 2021 

 
 
Trägt im Rahmen einer Warenlieferung mit "0 %-Finanzierung" der 
liefernde Unternehmer die Kosten der Finanzierung des 
Kaufpreises durch einen Dritten (Kreditinstitut) in der Weise, dass 
das Kreditinstitut im Rahmen der Auszahlung an den Unternehmer 
vom Darlehensbetrag die Zinsen einbehält und der Kunde in Raten 
den Kaufpreis an das Kreditinstitut zahlt, mindern die 
einbehaltenen Zinsen das Entgelt der Warenlieferung des 
Unternehmers an den Kunden auch dann nicht, wenn der 
Unternehmer in der Rechnung gegenüber dem Kunden angibt, er 
gewähre ihm einen Nachlass in Höhe der Zinsen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Ein Forwarddarlehen, das durch die Abtretung der Ansprüche aus 
einer Kapitallebensversicherung besichert wird, dient im Rahmen 
einer Umschuldung nicht unmittelbar und ausschließlich i.S. des § 
10 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 Buchst. a EStG 2004 der 
Finanzierung der Anschaffungs- und Herstellungskosten eines 
Wirtschaftsguts, wenn es höher als die Restschuld des 
umzuschuldenden Darlehens ist und der übersteigende Betrag zur 
Finanzierung der Bereitstellungszinsen und anderer 
umschuldungsbedingter Aufwendungen verwendet wird. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die Überlassung eines Einsatzfahrzeugs an den Leiter der 
Freiwilligen Feuerwehr während seiner --wenn auch "ständigen"-- 
Bereitschaftszeiten führt nicht zu Arbeitslohn.  
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 023/21 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil XI R 15/19: 
Umsatzsteuerrechtliche
s Entgelt bei "0 %-
Finanzierung" 
 
 
 
 
 
 
 
24. Februar 2021 
 

Urteil VIII R 6/18: 
Steuerpflicht der 
Zinsen aus einer 
Kapitallebensversiche
rung bei 
Umschuldung eines 
sog. Neudarlehens 
 
 
 
 
12. April 2021 
 

 

 

Beschluss VI R 43/18: 
Kein lohnsteuerbarer 
Vorteil bei 
Überlassung eines 
Feuerwehreinsatz-
fahrzeugs 
 
 
 
 
 
19. April 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110125/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110124/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110122/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-lohnsteuerbarer-vorteil-bei-ueberlassung-eines-feuerwehreinsatzfahrzeugs-an-den-leiter-der-freiwilligen-feuerwehr/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VII R 43/19: Voraussetzungen für die Anwendung des ermäßigten 
Biersteuersatzes 
23. März 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH: Entstehung der Umsatzsteuer bei Ratenzahlungsvereinbarung 

Als Ergebnis zweier Vorlagefragen des Bundesfinanzhofs an den EuGH hält der 
Generalanwalt in seinen Schlussanträgen Artikel 64 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
zur Fiktion der Bewirkung eines Umsatzes und folgend die zeitlich gestaffelte 
Entstehung der Umsatzsteuer bei Ratenvereinbarung dann nicht für anwendbar, 
wenn der Umsatz oder die Leistung als solche einmalig und nicht 
zeitraumbezogen ist. 

Hintergrund  

Im Fall des Vorabentscheidungsersuchens handelt es sich bei dem strittigen 
Umsatz um eine einmalige Dienstleistung (Vermittlung eines Grundstückskaufes), 
die vollständig im Jahr 2012 (Streitjahr) bewirkt wurde und das in fünf Raten zu 
zahlende Honorar von insgesamt 1 000 000 Euro zuzüglich Mehrwertsteuer sich 
auf Leistungen bezogen hat, die vollständig im Jahr 2012 erbracht worden sind 
(mehr zum BFH-Vorlagebeschluss in unserem Blogbeitrag vom 29. Juli 2020). 
Die Klägerin meinte, die Zahlungen würden als Entgelt für im Zeitraum 2012 bis 
2017 erbrachte Vermittlungs- bzw. Vermarktungsleistungen erbracht. Das 
Finanzamt ging jedoch von einer Versteuerung des gesamten 
Vermittlungshonorars im Streitjahr aus. Nachdem das Finanzgericht der Klage 
überwiegend stattgegeben hatte, nahm sich der BFH der Sache an und rief den 
EuGH zur Vorabentscheidung an. Der BFH hatte dabei zwei EuGH-Urteile ins 
Feld geführt, deren gegensätzliche Entscheidungen letztlich Anlass für die 
angestrebte Klärung im Wege des Vorabentscheidungsersuchens gaben: 

Zum einen das Urteil vom 29.11.2018, C-548/17, baumgarten sports & more: Hier 
hat der EuGH entschieden, dass Art. 63 i.V.m. Art. 64 Abs. 1 MwStSystRL der 
Annahme entgegensteht, dass der Steuertatbestand und der Steueranspruch 
bezüglich einer von einem Vermittler erbrachten Dienstleistung (Vermittlung von 
Profifußballspielern), die Gegenstand von unter einer Bedingung stehenden 
Ratenzahlungen über mehrere Jahre nach der Vermittlung ist, bereits im 
Zeitpunkt der Vermittlung eintreten. In einem weiteren Urteil vom 3. 9.2015 hatte 
der EuGH im Fall einer dauerhaft über einen längeren Zeitraum erbrachten 
Beratungsleistung die Bewirkung steuerpflichtiger Dienstleistungen erst bei 
(späterer) Zahlung bejaht (Urteil C-463/14, Asparuhovo Lake Investment 
Company). 

Empfehlung des Generalanwalts  

Die Aussagen des Generalanwalts (GA) stützen die Auffassung des Finanzamts 
und auch die Einschätzung des BFH in seinem Vorlagebeschluss. Er empfiehlt 
dem EuGH wie folgt zu entscheiden: 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110123/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/07/29/umsatzsteuer-eugh-vorlage-zur-steuerentstehung-bei-vermittlungsleistung-und-ratenzahlung/
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Art. 64 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (nach dem Dienstleistungen, die zu 
aufeinander folgenden Abrechnungen oder Zahlungen Anlass geben, jeweils als 
mit Ablauf des Zeitraums als bewirkt gelten, auf den sich diese Abrechnungen 
oder Zahlungen beziehen) ist dahin auszulegen, dass sie keine Anwendung auf 
einen Umsatz findet, dem eine einmalige Dienstleistungserbringung (wie im 
Streitfall: die Vermittlungsleistung bei dem Verkauf von Immobilien) zugrunde 
liegt, für die der Steuerpflichtige ein in Raten bezahltes Entgelt erhält. 

Begründung des Generalanwalts 

Die Entstehung und die Höhe der Mehrwertsteuerpflicht hängen nach Dafürhalten 
des GA von nur drei Faktoren ab: Der Art des bewirkten Umsatzes, die für seine 
eventuelle Besteuerung und den Steuersatz maßgeblich ist; der Höhe des 
Entgelts, d. h. der Steuerbemessungsgrundlage; sowie dem Zeitpunkt der 
Leistungserbringung, der grundsätzlich mit dem Zeitpunkt der Entstehung der 
Steuerpflicht identisch ist. Der Zeitpunkt der Entrichtung dieser Bezahlung gehöre 
im Mehrwertsteuersystem dagegen nicht zu den für die Besteuerung relevanten 
Faktoren, so der GA. 

Diesen Schlussfolgerungen stünden die vom BFH angeführte Entscheidungen 
des EuGH, insbesondere die Urteile Asparuhovo Lake Investment 
Company und baumgarten sports & more, nicht entgegen. Grundlage für die 
Anwendung von Art. 64 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 war dort nämlich ein 
Dauerrechtsverhältnis, das sich über einen längeren Zeitraum erstreckte, wobei 
die dauerhaften Verpflichtungen nicht nur auf Seiten des 
Dienstleistungsempfängers lagen, sondern auch auf Seiten des Erbringers, 
während die Zahlung des vereinbarten Entgelts von der Erbringung dieser 
Verpflichtungen abhängig war. In der vorliegenden Rechtssache im Streitfall, in 
dem es um die Besteuerung einer einmaligen Leistung geht, die vollständig zu 
einem bestimmten Zeitpunkt erbracht wurde und für die der Dienstleister 
bedingungslos das volle Entgelt erhalten soll, ist dies nicht der Fall. 

Fazit: Der Ausdruck in Art. 64 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 „Umsätze, die zu 
aufeinander folgenden … Zahlungen Anlass geben“, ist nach dem Verständnis 
des GA dahin auszulegen, dass er Umsätze betrifft, die schon naturgemäß eine 
zeitlich gestaffelte Zahlung oder eine Ratenzahlung erfordern, weil sie keinen 
einmaligen Charakter haben. 

Fundstelle 

EuGH, Schlussanträge vom 1. Juli 2021 in der Rechtssache C-324/20, X-
Beteiligungsgesellschaft (TVA – Paiements successifs). 

 

Einkommensteuerpauschalierung bei Sachleistungen einer Bank 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat in einem aktuellen Urteil entschieden, 
dass ein Kreditinstitut keine pauschale Einkommensteuer an das Finanzamt 
abzuführen hat, wenn es Privatkunden Sachleistungen zu Werbezwecken 
zukommen lässt. 

Sachverhalt 

Die Klägerin betreibt ein Kreditinstitut. Sie lud in den Streitjahren 2012 und 2015 
Privatkunden zu einer Weinprobe und einem Golfturnier ein. In ihrer Einladung 
wies sie weder auf eine bestimmte Geldanlage oder mögliche 
Beratungsgespräche noch auf die Übernahme der pauschalen Einkommensteuer 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

hin. Zu den eingeladenen Gästen unterhielt sie Geschäftsbeziehungen. Diese 
betrafen z.B. Giro- oder Sparkonten, Festgelder, Wertpapierdepots und Darlehen. 

Die Klägerin unterwarf die Sachzuwendungen der Pauschalbesteuerung. Nach 
einer Lohnsteuer-Außenprüfung machte sie geltend, für „reine Werbemaßnahmen 
ohne konkrete Produktwerbung“ an Privatkunden sei keine Steuer abzuführen. 

Nach Auffassung des beklagten Finanzamts unterliegen die Sachzuwendungen 
als Entgelt für die Kapitalüberlassung der Pauschalsteuer. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab der Klage statt. 

Die Pauschalierung der Einkommensteuer erfasse nicht alle Zuwendungen. Sie 
beschränke sich auf Zuwendungen, die bei den Zuwendungsempfängern 
einkommensteuerpflichtige Einkünfte seien. § 37b des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) ermögliche eine besondere pauschalierende Erhebungsform der 
Einkommensteuer, begründe jedoch keine weitere eigenständige Einkunftsart. 

§ 37b Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG setze außerdem voraus, dass die jeweilige 
Zuwendung zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung oder Gegenleistung des 
Steuerpflichtigen erbracht wird. Die von der Klägerin gewährten 
Sachzuwendungen in Form einer Weinprobe und eines Golfturniers seien jedoch 
nicht durch die Einkunftsart Einkünfte aus Kapitalvermögen veranlasst. 

Die Klägerin habe im überwiegenden betrieblichen Eigeninteresse 
Werbemaßnahmen ergriffen. Ihren Kundenberatern sollte „Gelegenheit gegeben 
werden, die Kunden bei den Veranstaltungen persönlich näher kennenzulernen“. 
Die Veranstaltungen „dienten als „Türöffner“ für spätere Beratungsgespräche“. 
Beim Golfturnier sei auch für Produkte (z.B. Investmentfonds) einer anderen Bank 
geworben worden. Gewänne sie einen Kunden, erhielte die Klägerin von der 
Bank eine Provision. 

Die Zuwendungen an die Kunden unterlägen als Geschenke zur „betrieblichen 
Klimapflege“ auch nicht der Pauschalierung nach § 37b Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 
EStG. Der Beschenkte erziele mangels Bezug zu einer konkreten Kapitalanlage 
keine Einkünfte im Sinne des EStG. 

Fundstelle 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 19. April 2021 (10 K 577/21); siehe 
die Pressemitteilung des Finanzgerichts Nr. 5/21; die Revision ist beim BFH unter 
dem Az. VI R 10/21 anhängig. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=35212
https://finanzgericht-bw.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Presse/PM+05_2021/?LISTPAGE=2502777
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Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 
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